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Stadtärztlicher Dienst Zürich
A.Wettstein
Zwischen den Fronten einer
zerstrittenen Familie
Ein geriatrischer Hausbesuch
The Physicians Role in a Quarreling Family of a Demented Patriarch
Anamnese
Der 90-jährige Unternehmer ist im Aus-
land zu grossem Vermögen gekommen
und hat sich als Lokalpolitiker einen
Namen gemacht. Aus erster Ehe hat er
zwei erwachsene Söhne. Bis zum aktuel-
len Leiden lebte er in zweiter Ehe mit
seiner Frau, deren Sohn aus einer ande-
ren Ehe und einem gemeinsamen Sohn
in einer prächtigen Villa. Seine Unter-
nehmen hat er in einer Holding zusam-
mengefasst, die er mit Einzelunterschrift
leitete. Er realisierte ein Zerwürfnis zwi-
schen seinen Söhnen aus erster Ehe und
seiner zweiten Frau. Vor 2 Jahren hat er
deshalb seinen Söhnen aus erster Ehe
das ihnen dereinst zustehende Erbe vor-
zeitig ausbezahlt. Gleichzeitig hat er
seine zweite Ehefrau als Vizepräsidentin
des Verwaltungsrates der Holding mit
Einzelunterschrift und einer General-
vollmacht für das ganze Privatvermögen
eingesetzt.
Wegen einer chronischer Lumboischial-
gie wurde der Mann zunehmend im-
mobil. Seine Frau verfügte ein Besuchs-
verbot für seine Söhne aus erster Ehe
und seine eigenen Brüder, die diesen
nahestehen. Erst als der Patient für die
operative Sanierung des engen Spinalka-
nals hospitalisiert war, konnten ihn seine
Söhne aus erster Ehe und sein Brüder
wieder besuchen.Als diese ihm berichte-
ten, seine Frau und der Stiefsohnwürden
sein Unternehmen plündern, stellte er
auch einem der Söhne aus erster Ehe
eine Generalvollmacht aus. Der neuro-
psychiatrische Konsiliararzt beurteilte
ihn zu diesem Zeitpunkt diesbezüglich
als urteilsfähig. Der begünstigte Sohn
verlegte seinen Vater in der Folge in ein
mondänes Kurhotel zur Rehabilitation
und erliess ein Besuchsverbot für die
Ehefrau und deren Söhne. Nun wurde
die Vormundschaftsbehörde eingeschal-
tet, welche eine ärztliche Untersuchung
anlässlich der Anhörung durch die Be-
hörden verlangte.
Untersuchung
Anlässlich der o.e.Anhörung undUnter-
suchung werden die Vertreter der Vor-
mundschaftsbehörde und der Arzt in
einem grossen Sitzungszimmer des Kur-
hotels empfangen. Der Unternehmer ist
im Rollstuhl und wird von zwei aufrei-
zend gekleideten Pflegerinnen begleitet,
die ihn auf sein Verlangen während der
Untersuchung zweimal zur Toilette füh-
ren. Der Patient hält eine wohl formu-
lierte Rede, die er von selber verfassten
handschriftlichen Notizen abliest, wobei
er zum Teil Mühe hat, flüssig zu lesen.
Für die Untersuchung werden auf
Verlangen des Arztes alle Anwesenden
ausser der Vertreter der Vormund-
schaftsbehörde aus dem Zimmer ge-
schickt. Der Patient ist etwas kurzatmig,
aber kardiopulmonal stabil, er trinkt
während der Untersuchung gelegentlich
etwas Wasser. Er fühlt sich wohl im Kur-
hotel. Befragt über den Umgang seiner
Ehefrau mit seinem Geld, gibt er an,
diesbezüglich nichts genaues zu wissen,
vermutlich habe sie aber zu viel Geld aus
der Holding beansprucht. Ein grösseres
Darlehen, das die Frau sich von der Hol-
ding habe geben lassen, bezeichnet er als
Aushöhlung desWertes seiner Firma, die
sein Lebenswerk sei. Die Gefühle seiner
Frau gegenüber seien ambivalent, einer-
seits möchte er gerne nach Hause zurück
zu ihr, andrerseits misstraue er ihr aber
auch; wegen starker Müdigkeit und
Gedächtnisproblemen falle es ihm aber
schwer, ein Entscheidung zu fällen. Er ist
froh, dass diese Probleme nun genauer
abgeklärt werden.
Im Mini-Mental-Status erreicht er
23 Punkte (Abb. 1 u. 2). Er ist zeitlich
ungenau orientiert und weiss von drei
Wörtern nach Ablenkung keines mehr.
Im 10-Worte-Lerntext erinnert er sich
von zehn von ihm gelesenen Worten
nach dem ersten Durchgang noch an
eines, nach dem zweiten und dritten an
je vier und nach Ablenkung noch an ein
einzigesWort (Norm für über 80-jährige
Männer   3, 4, 6, resp. 4 Worte). Diese
Werte liegen zwei Standardabweichun-
gen unterhalb der Norm.Während einer
Minute kann der Patient 13 Tiere auf-
zählen (1.3 Standardabweichung unter
der Altersnorm) und für den Zahlenver-
bindungstest braucht er 120 Sekunden
(2.0 Standardabweichung unter der
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Altersnorm). Teil B des Tests, in dem er
abwechselnd Zahlen und Buchstaben
verbinden soll, kann er trotz wieder-
holter Instruktionen nicht ohne Hilfe
bewältigen. Zusammenfassend zeigen
die Untersuchungen deutliche, aber
nicht schwere Störungen im verbalen
Gedächtnis, leichte Störungen der verba-
len Produktion und schwere Defizite bei
komplexeren, exekutiven Aufgaben (des
Frontalhirns). Der Patient selber reali-
siert diese Defizite, die es ihm verun-
möglichen, seine Geschäfte weiterhin
selber zu führen, und sieht die Notwen-
digkeit fremde Hilfe zu beanspruchen.
Der Zeitpunkt sei gekommen, die Erledi-
gung der Geschäfte einer Person seines
Vertrauens zu delegieren. Er habe des-
halb nebst seiner Frau auch einem Sohn
aus erster Ehe, dem er vertraue, eineVoll-
macht erteilt. Er wäre auch bereit, eine
Beistandschaft zu akzeptieren, falls die
Behörden dies als notwendig erachteten.
Ärztliche Beurteilung
Anamnese und Befunde des hochbetag-
ten Unternehmers sind typisch für eine
Demenz und erfüllen alle diagnostischen
Kriterien für eine senile Demenz vom
Alzheimertyp, insbesondere die relevan-
te Beeinträchtigung im Alltag, die Ge-
dächtnisstörung und die Defizite der
Exekutivfunktionen. Er ist sich seiner
Defizite bewusst und weiss, dass man in
solchen Situationen Personen des Ver-
trauens bevollmächtigen muss, um
Schaden abzuwenden. Er ist diesbe-
züglich also urteilsfähig. Er ist aber nicht
mehr fähig, die bevollmächtigten Perso-
nen zu kontrollieren und erwartet durch
die gegenseitige Kontrolle der Bevoll-
mächtigten einen Schutz seiner Inte-
ressen. Da Betreuung und Pflege unbe-
stritten gut sind, ist in dieser Hinsicht die
Errichtung einer vormundschaftlichen
Massnahme nicht notwendig.
Juristische Beurteilung
Aufgrund der o.e. Befunde und der ärzt-
lichen Beurteilung lehnte die Vormund-
schaftsbehörde die Errichtung einer
Beistandschaft ab. Ein Rekurs seitens der
Ehefrau gegen diesen Entscheid wurde
von Bezirksrat und Obergericht abge-
lehnt, worauf die Ehefrau an der zivil-
rechtlichen Abteilung des Bundesge-
richtes dagegen Beschwerde führte. Sie
machte geltend, ihr Ehemann sei wegen
seiner Demenzerkrankung nicht in der
Lage zu beurteilen, was mit ihm gesche-
he. Er werde massiv manipuliert, was
dazu geführt habe, dass er Schreiben
unterzeichnet habe, deren Bedeutung er
nicht erfassen könne.Die von ihmunter-
zeichnete Generalvollmacht sei aus ver-
schiedenen Gründen rechtswidrig und
daher nichtig. Sie widerspreche auch dia-
metral seinen Interessen; er sei nicht
mehr urteilsfähig, und es seien geeignete
vormundschaftliche Massnahmen anzu-
ordnen.
Das Bundesgericht kommt zu folgender
Beurteilung: «Was seine rein persön-
lichen Bedürfnisse betrifft, so ziehen die
Beschwerdeführer die Auffassung des
Obergerichts, es sei eine umfassende Be-
treuung sichergestellt, nicht in Zweifel. Aus
dieser Sicht besteht denn auch in der Tat
kein Anlass zur Anordnung vormund-
schaftlicher Massnahmen. Hinsichtlich
der geschäftlichen und finanziellen Belan-
ge bestünden keine Anhaltspunkte dafür,
dass die Bevollmächtigten ihren Auftrag
nicht korrekt wahrgenommen hätten, und
das Gegenteil sei auch nicht konkret be-
hauptet worden. Wo die Interessenwah-
rung wie hier nach den Feststellungen
der Vorinstanz ausschliesslich bei bevoll-
mächtigten Personen liegt, ist eine vor-
mundschaftliche Hilfe indessen nur dann
entbehrlich, wenn der hilfsbedürftige Voll-
machtgeber jederzeit in der Lage ist, die
von ihm eingesetzten Personen wenigstens
grundsätzlich zu kontrollieren und zu
überwachen und nötigenfalls auch zu er-
setzen. Eine derartige Überwachungsmög-
lichkeit ist beim betagten Unternehmer
nicht gewährleistet: So sei der Arzt zum
Schluss gekommen, der Beschwerdegegner
sei nicht in der Lage, die bevollmächtig-
ten Personen zu kontrollieren. Auch der
betagte Unternehmer selbst hat auf eine
entsprechende Frage bei der Anhörung
durch das Obergericht eingeräumt, die
Bevollmächtigten nicht kontrollieren zu
Abb. 1:Mini-Mentalstatus-Test: «Bitte zeichnen Sie diese Figur ab.»
Abb. 2:Mini-Mentalstatus-Test: «Bitte schreiben Sie einen Satz.»
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können, wobei er erklärte, er habe ja auch
noch eine Treuhandgesellschaft, die die
Dinge überprüfe. Zu bedenken ist ferner,
dass eine allfällige gegenseitige Kontrolle
der bevollmächtigten Personen unter sich
eineÜberwachung durch den Beschwerde-
gegner nicht etwa zu ersetzen vermöchte,
würde jene doch keine Gewähr dafür
bieten, dass tatsächlich dessen Interessen
verfolgt werden.
Die gegebenen Umstände erfordern eine
vormundschaftliche Massnahme. Einer
solchen hatte der Beschwerdegegner an-
lässlich seiner Anhörung übrigens keines-
wegs ablehnend gegenübergestanden.
Der Beistand wird von der Vormund-
schaftsbehörde zu ernennen sein. Ausser-
dem wird diese Behörde die Aufgaben des
Beistandes festzulegen haben. Insbesonde-
re wird es darum gehen, die vom Be-
schwerdegegner erteilten Vollmachten
aller Art zu überprüfen (und gegebenen-
falls abzuändern oder aufzuheben) und
die betreffenden Mandatsverhältnisse zu
überwachen. Die Vormundschaftsbehörde
wird schliesslich auch zu prüfen haben,
inwieweit sich – unter Respektierung der
Willensäusserungen des Bebeiständeten
und der ihm zustehenden höchstpersön-
lichen Rechte – eine Verbesserung der Be-
ziehungen zwischen ihm und seiner Frau
und den Söhnen aus zweiter Ehe erreichen
lässt.»
Schlussfolgerungen
In der Beurteilung aller Beteiligten war
unbestritten, dass der betagte Unterneh-
mer an einer senilen Demenz leidet. Die
Diagnose allein und auch die Beschrei-
bung der Testresultate von normierten
psychiatrischen Tests wie z.B. des Mini-
Mental-Status sind aber nicht geeignet,
um den Angehörigen, Behörden und
gegebenenfalls Gerichten in der Beur-
teilung, wie konkrete strittige Fragen im
Interesse des Patienten gelöst werden
könnten, behilflich zu sein. Dazu muss
zuerst abgeklärt werden, ob der Patient
bezüglich dieser konkreten strittigen
Fragen überhaupt urteilsfähig ist. Hilf-
reich für diese Beurteilung sind die im
Kasten dargestellten Fragen. Im be-
schriebenen Fall ist von ärztlicher Seite
ausserdem zu klären, ob der Patient in
der Lage ist, die bevollmächtigten Perso-
nen zu kontrollieren.
Grundlage für die Entscheide der zu-
ständigen Behörden und gegebenenfalls
Gerichte bilden in solchen Fällen die
ärztlichen Befunde und Schlussfolge-
rungen. Um zu überzeugenden Befund-
erhebungen und plausiblen Schluss-
folgerungen zu kommen, muss der
Arzt/dieÄrztin die strittigen Fragen im
Detail kennen und den Betroffenen dazu
befragen. Sich auf die Diagnose und die
medizinische Behandlung zu beschrän-
ken, wird den Anforderungen an eine
ganzheitliche, ärztliche Beurteilung
nicht gerecht und widerspricht den Inte-
ressen des Patienten.Wer sich als Arzt für
eine solche umfassende Befragung und
Beurteilung nicht kompetent fühlt oder
sich die dazu nötige Zeit nicht nehmen
will/kann, muss den Patienten an eine
erfahrene Kollegin überweisen. Aller-
dings ist kein breites Spezialwissen
gefragt, sondern lediglich eine von ärzt-
lichem Sachverstand geleitete, empathi-
sche Befragung der Betroffenen, nach-
dem vorgängig genau abgeklärt wurde,
welches die strittigen Probleme und Fra-
gestellungen sind.
Key messages
● Auch Menschen mit gut dokumentierter Demenz können hinsichtlich vieler
Bereiche noch urteilsfähig sein.
● Bei strittigen Entscheiden muss von ärztlicher Seite durch gezielte Befragung
des Patienten die Urteilsfähigkeit bezüglich der konkreten Entscheide abge-
klärt werden.
● Hat ein Patient jemanden bevollmächtigt, muss von ärztlicher Seite auch
abgeklärt werden, ob er in der Lage ist, die Bevollmächtigten zu kontrollieren
und gegebenenfalls zu ersetzen.
● Diese ärztlichen Befunde sind massgeblich für die Entscheide der Behörden
und Gerichte und müssen deshalb mit entsprechender Aufmerksamkeit und
Sorgfalt erhoben und beschrieben werden.
Fragen zur Klärung der Urteilsfähigkeit betagter Personen
•Hat er/sie verstanden, umwas es bei dem betroffenen Geschäft geht?
•Kennt er/sie die verschiedenen Entscheidungsoptionen?
•Weiss er/sie, wer alles vom geplanten Entscheid betroffen sein wird?
•Kann er/sie sich ein klares Bild machen von den Vor- und Nachteilen der verschiedenen Ent-
scheidungsoptionen respektive der Folgen der möglichen Entscheide für sich und die anderen
Mitbeteiligten?
•Ist er/sie in der Lage, gemäss seiner/ihrer Einsicht zu handeln oder ist er/sie nicht in der Lage,
sich vor Einflüssen Dritter diesbezüglich zu distanzieren.
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Zusammenfassung
Bei einem betagten Unternehmer wird
eine beginnende senile Demenz vom
Alzheimertyp festgestellt. Er hat ver-
schiedene Mitglieder seiner zerstritte-
nen Patchworkfamilie bevollmächtigt.
Die ärztliche Untersuchung ergibt eine
noch erhaltene Urteilsfähigkeit betref-
fend der erfolgten Bevollmächtigun-
gen, aber fehlende Fähigkeit zu deren
Kontrolle. Aufgrund dieser ärztlichen
Befunde ordnet in letzter Instanz das
Bundesgericht die Einrichtung einer
Beistandschaft an, weil die Errichtung
dieser vormundschaftlichen Massnah-
me nötig sei, wenn Bevollmächtigende
die Bevollmächtigten nicht kontrol-
lieren können. In Situationen wie der
beschriebenen gehört es auch zu den
Aufgaben des Arztes/der Ärztin Fra-
gen bezüglich Urteilsfähigkeit und
Kontrollfähigkeit mittels sorgfältig
erhobener Befunde und genauer Be-
fragungen zu klären.
Schlüsselwörter: Demenz – Urteils-
fähigkeit – gesetzliche Vertretung –
Beistandschaft – Vollmachtfähigkeit
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Abstract
The physician of a demented patient
whose wealth is disputed by two frac-
tions of his quarreling familiy had to
examine his power of judgement and
his ability to controll authorized per-
sons. The courts up to the supreme
court of Switzerland based their deci-
sions on the physisians findings. Physi-
cians have to base their opinion on
carefull examination of the patients
mental ability to understand and rea-
son the contested issues.
Key words: Dementia – power of
judgement – representation by proxy –
power of attorny
Px01_0035_0038:px06_01.qxd  17.12.2008  8:29 Uhr  Seite 38
